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Vorblatt 


Änderung des Ersten Gesetzes 
über individuelle Förderung der Ausbildung 
(Ausbildungsförderungsgesetz) 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Angleichung von Bedarfssätzen des Ausbildungsförderungs- 
gesetzes (AföG) an die seit Verkündung des AföG vorge- 
nommene Anhebung von Bedarfssätzen des Honnefer Modells. 
Übergangslösung für Schüler, die einen Ausbildungsabschnitt 
kurz nach Inkrafttreten des AföG beenden. 


B. Lösung 

In Artikel 1 werden die neuen Bedarfssätze festgelegt bei 
stärkerer Differenzierung je nach dem Wohnsitz des Auszu- 
bildenden. 

Auszubildende, die bis zum Abschluß des Ausbildungs- 
abschnittes, in dem sie sich bei Inkrafttreten des Gesetzes 
befinden, nur noch für höchstens drei Monate Förderung er- 
halten könnten, sollen unberücksichtigt bleiben. 


C. Alternativen 

Der Bundesrat hat vorgeschlagen: 

1. bei Fachoberschülern zu unterscheiden, ob sie über eine 
abgeschlossene Berufsausbildung verfügen oder nicht, 

2. die Bedarfssätze bei Internatsunterbringung und sonstiger 
Unterbringung nicht mehr unterschiedlich, sondern einheit- 
lich festzusetzen. 
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D. Kosten 

Durch das Gesetz entstehen dem Bund zusätzliche Mehrkosten 
von 

7 Mio DM für 1970 

15 Mio DM für 1971 

16 Mio DM für 1972 

17 Mio DM für 1973. 

Eine Mehrbelastung der Länder und Gemeinden entsteht nicht. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

III/4 — 280 03 — Au 6/70 


Bonn, den 8. Mai 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Ersten Gesetzes über indi- 
viduelle Förderung der Ausbildung 
{Ausbildungsförderungsgesetz) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 351. Sitzung am 17. April 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu 
nehmen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Ersten Gesetzes über individuelle Förderung 

der Ausbildung 
(Ausbildungsförderungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Erste Gesetz über individuelle Förderung der 
Ausbildung (Ausbildungsförderungsgesetz) vom 
19. September 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1719) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 10 Abs. 1 bis 3 erhält folgende Fassung: 

„(1) Als monatlicher Bedarf gelten 

1. für Schüler von weiterführenden all- 
gemeinbildenden Schulen ab Klasse 


10, von Fachoberschulen und Berufs- 
fachschulen 150 DM, 

2. für Schüler von Fachschulen, Berufs- 
aufbauschulen, Abendrealschulen, 
Abendgymnasien und Kollegs 300 DM. 


(2) Wohnt der Auszubildende nicht bei seiner 
Familie, gelten als monatlicher Bedarf 

1. für Schüler von Realschulen und 


Gymnasien ab Klasse 5, von Haupt- 
schulen ab Klasse 10, von Fachober- 
schulen und Berufsfachschulen 320 DM, 

2. für Schüler von Fachschulen, Berufs- 
aufbauschulen, Abendrealschulen, 
Abendgymnasien und Kollegs 350 DM. 


Satz 1 gilt nur, wenn an dem gewöhnlichen 
Aufenthaltsort des Auszubildenden oder in er- 
reichbarer Nähe keine entsprechende zumutbare 
Ausbildungsstätte vorhanden ist. 


(3) Muß der Auszubildende aus Gründen der 
Ausbildung iin einem Internat oder einer gleich- 
artigen Einrichtung untergebracht werden, gelten 
als monatlicher Bedarf die tatsächlichen not- 
wendigen Kosten bis zu einer Höhe von: 


1. für die in Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 be- 

zeichneten Auszübildenden 320 DM, 

2. für die in Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 be- 

zeichneten Auszubildenden 350 DM, 

zuzüglich eines Taschengeldes von .... 20 DM. 


Satz 1 gilt nur, wenn lan dem gewöhnlichen 
Aufenthaltsort des Auszubilidenden oder in er- 
reichbarer Nähe keine (entsprechende zumutbare 
Ausbildungsstätte vorhanden ist." 

2. In § 43 wird folgender Absatz 1 a eingefügt: 

„(1 a) Abweichend von Absatz 1 tritt das 
Gesetz nicht in Kraft für Auszubildende, die den 
Ausbildungsabschnitt, in dem sie sich am 
1. Juli 1970 befinden, vor dem 1. Oktober 1970 
beenden." 

Artikel 2 

§ 1 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(BundesgesetzbL I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1970 in Kraft. 
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Begründung 


Der Entwurf des Ersten Anderungsgesetzes zum 
Ausbildungsförderungsgesetz enthält die Anpassung 
von Bedarfssätzen an die im Bereich des sogenann- 
ten Honnefer Modells seit 1. Januar 1970 ange- 
hobenen Bedarfssätze. 

Dabei soll die Förderung für Auszubildende, die 
bei ihren Familien bzw. außerhalb der Familie 
untergebracht sind, in gerechterem Ausmaß als im 
Ersten Ausbildungsförderungsgesetz und im Honne- 
fer Modell vorgesehen, differenziert werden. 

Sodann ist noch eine Verwaltungsvereinfachung für 
den Fall vorgesehen, daß der Auszubildende nach 
dem 1. Juli 1970 kurz vor Abschluß seiner Aus- 
bildung nur wenige Wochen in den Genuß der Aus- 
bildungsförderung gelangen würde. 

Zu den einzelnen Bestimmungen: 

Zu § 10 Abs. 3 

Der Gesetzgeber hat die Bedarfssätze für die Schüler 
von Fachschulen, Berufsaufbauschulen, Abendreal- 
schulen, Abendgymnasien und Kollegs gleich hoch 
bemessen wollen wie die Förderungsmeßbeträge der 
„Besonderen Bewilligungsbedingungen für die Ver- 
gabe von Bundesmitteln zur Förderung von Studen- 
ten an den wissenschaftlichen Hochschulen in der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich des Lan- 
des Berlin" (Richtlinien des Honnefer Modells), um 
gleichartigen Personenkreisen, die etwa gleich- 
artige Aufwendungen für ihre Ausbildung zu er- 
bringen haben, möglichst die gleiche Förderung zu 
gewähren. 

Da die Förderungsmeßbeträge des Honnefer Modells 
mit Wirkung vom 1. Januar 1970 gegenüber den 
Bedarfssätzen des Ersten Ausbildungsförderungs- 
gesetzes erhöht worden sind, ist es erforderlich, die 
Bedarfssätze des Ausbildungsförderungsgesetzes für 


den genannten Ausbildungsbereich umgehend der 
neuen Regelung des Honnefer Modells anzupassen, 
damit zur Zeit des Inkrafttretens des Gesetzes der 
Wille des Bundesgesetzgebers erfüllt ist. 

Die Gelegenheit dieses Anderungsgesetzes soll ge- 
nutzt werden, die Bedarfssätze für die Auszubilden- 
den, die bei ihrer Familie wohnen, und für die- 
jenigen, die außerhalb der Familie untergebracht 
sind, den erforderlichen tatsächlichen Aufwendungen 
entsprechend stärker zu differenzieren. Eine Ver- 
schlechterung des Status der bei der Familie woh- 
nenden Auszubildenden wird nach der großzügi- 
geren Fahrkostenregelung (§ 10 Abs. 4 AföG) im 
allgemeinen nicht elntreten. 

Zu § 43 Abs. 1 a 

Sinn und Aufgabe von § 43 Abs. 1 a soll es sein, 
den mit der Bewilligung der Leistung von Aus- 
bildungsförderung erforderlichen Verwaltungsauf- 
wand ZU ersparen in all den Fällen, in denen der 
zu fördernde Ausbildungsabschnitt bis zum 31. Sep- 
tember 1970 endet, Leistungen nach dem Aus- 
bildungsförderungsgesetz also höchstens für drei 
Monate in Betracht kommen. 

Durch dieses Gesetz wird der Bund zusätzlich mit 
Kosten in Höhe von 

7 Mio DM für 1970 

15 Mio DM für 1971 

16 Mio DM für 1972 

17 Mio DM für 1973 

belastet. 

Eine Mehrbelastung der Länder und Gemeinden tritt 
nicht ein. 

Die entsprechenden Mittel sind in der mehrjährigen 
Finanzplanung für 1970 bis 1973 berücksichtigt. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich daraus, 
daß ein mit Zustimmung des Bundesrates er- 
gangenes Gesetz ausdrücklich geändert wird. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 10 Abs. 1 und 2) 

In § 10 Abs. 1 und 2 sind jeweils in Num- 
mer 1 nach dem Wort „Fachoberschulen" ein- 
zufügen die Worte „ohne abgeschlossene Berufs- 
ausbildung" und jeweils in Nummer 2 nach dem 
Wort Kollegs einzufügen die Worte „sowie für 
Schüler von Fachoberschulen mit abgeschlosse- 
ner Berufsausbildung". 

Begründung 

Die Fachoberschule löst zum Teil die Berufsauf- 
bauschule ab. Dort nämlich, wo sich die Ausbil- 
dung in der Fachoberschule an eine Lehre an- 
schließt, ist sie der Ausbildung in der Berufs- 
aufbauschule im wesentlichen gledchzustellen. 
Es geht hier um den Vollzeitunterricht, der auf 
eine dreijährige Lehre folgt und zwei Jahre um- 
faßt oder aber nach Teilzeitunterricht und Lehre 
in einem Jahr zur Fachhochschulreife führt. In- 
soweit muß die Fachoberschule als direkte Nach- 
folgerin der Berufsaufbauschule bezeichnet wer- 
den und ist richtigerweise dem Zweiten Bildungs- 
weg zuzuordnen. Zieht man hieraus die Kon- 
sequenzen für das Ausbildungsförderungsgesetz, 
dann muß überall dort, wo für die bisher be- 
kannten vier Einrichtungen des Zweiten Bil- 
dungsweges eine einheitliche Regelung getroffen 
worden ist, die Fachoberschule in Vollzeitform, 
die Schüler nach Abschluß der Berufsausbildung 
(Lehre) zur Fachhochschulreife führt, mit auf- 
genommen werden. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 10 Abs. 3) 

Nummer 1 ist wie folgt zu fassen: 

,l.a) § 10 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung: 

.( 1 ) . . . 

( 2 ) . . 

b) § 10 Abs. 3 wird gestrichen.' 


Begründung 

Bei der Vorbereitung der Durchführung des AföG 
hat siich ergeben, daß die Berechnung des Bedarfs 
unter Berücksichtigung der „tatsächlichen not- 
wendigen Kosten" der Unterbringung in einem 
Schülerwohnheim (Internat oder gleichartigen 
Einrichtungen) in der Praxis zu Schwierigkeiten 
führt. 

Der Bedarfssatz bei Unterbringung in einem Inter- 
nat oder in einer gleichartigen Einrichtung sollte 
mit einem festen Betrag von 320 bzw. 350 DM 
monatlich ausgewiesen werden. Es ist unzweck- 
mäßig, in diesem Fall den Bedarfssiatz für Inter- 
natsunterbringung auf die Höhe der tatsäch- 
lichen notwendigen Kosten bis zu einem Be- 
trag von 320 bzw. 350 DM zu begrenzen, weil 
dann der Auszubildende während der Ferien, die 
er nicht im Internat verbringt, ohne Ausbildungs- 
förderung verbleiben und somit schlechter als 
die anderen Schüler gestellt werden würde. 

Bei Streichung des § 10 Abs. 3 wäre Absatz 2 
auch in den Fällen der Internatsunterbringung 
anzuwenden. 


4. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 43) 

Entschließung 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, 
ob nicht § 43 Abs. 1 Nr. 3 des Ausbildungs- 
förderungsgesetzes wie folgt gefaßt werden 
sollte: 

„3. Schüler von Beruf sfachschulen ab Klasse 11,". 

Es ist ZU wünschen, daß Schüler nach ihrem 
Volks schul ab Schluß die Klassen 10 und 11 öffent- 
licher Berufsfachschulen besuchen. Bei Schülern 
mit Volksschulabschluß ist jedoch zu vermuten, 
daß die häuslichen finanziellen Verhältnisse den 
Besuch von Berufsfachschulen nur unter großen 
Opfern ermöglichen. Um aber Volksschülern die 
Möglichkeit zu geben, einen Berufsfachschulab- 
schluß zu erwerben, ist es sinnvoll, für diesen 
Schulbereich die Ausbildungsförderung minde- 
stens ab Klasse 11 einsetzen zu lassen. 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/760 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis 
die Auffassung, daß die Änderung eines Zustim- 
mungsgesetzes nur dann der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, wenn durch das Änderungs- 
gesetz Vorschriften geändert werden, die die Zu- 
stimmungsbedürftigkeit des ursprünglichen Gesetzes 
begründet haben. 

Das ist hier nicht der Fall. 

Zu 2. 

Die Frage wird im weiteren Verlauf des Gesetz- 
gebungsverfahrens noch geprüft. 


Begründung 

Es sind noch Erhebungen über die Auswirkungen 
des Änderungsvorschlages geboten, insbesondere 
zur Klärung der Frage, ob Schüler derselben Klasse 
mit unterschiedlichen Bedarfssätzen gefördert wer- 
den sollen. 


Zu 3. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu 4. 

Der Entschließung wird entsprochen. Die Bundes- 
regierung wird im weiteren Verlauf des Gesetz- 
gebungsverfahrens zu dem Änderungsvorschlag 
Stellung nehmen. 
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